Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2018081/1

Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 07.06.2018
Bau-, Sanierungs- und TOP: 28
Umweltausschuss

Amt: Amt 60 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2018081/1
Az.: erstellt am: 24.05.2018
Betreff

Auslauf der Duldungsvereinbarung zur Nutzung des Grundstticks
Zeppelinstral3e 16 in Kothen (Anhalt) als Flache fir ein
Transportbetonwerk mit Schuttgaterflachen und eine Brecher- und
Siebanlage

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin | Ergebnis
1]07.06.2018: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 07.06.2018 |laut BV
2(19.06.2018: Hauptausschuss 19.06.2018 |laut BV
3128.06.2018: Stadtrat 28.06.2018 |laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Ina Rauer 30.05.2018

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t, den 6ffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem Betreiber der
Betonrecyclinganlage am Standort ZeppelinstraRe 16 und der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Duldung der
Nutzung nicht zu verlangern.

Gesetzliche Grundlagen:
Baugesetzbuch (BauGB)
Flachennutzungsplan (FNP)



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Derzeit wird auf den Flursticken 1109 und 10026 (alt 1077) der Flur 23 in der Gemarkung
Kdthen (Zeppelinstral3e 16) ein so genanntes Transportbetonwerk mit Schuttgtterflachen
sowie eine Anlage zur sonstigen Behandlung (Brecher- und Siebanlage) von nicht
gefahrlichen Abféllen betrieben (Anlage 1und 2).

Im Jahr 2009 erfolgten auf den genannten Flachen die Errichtung einer Mischanlage zur
Herstellung von Transportbeton (Transportbetonwerk) sowie die Gestaltung von
Schuttgiterflachen fiur diverse Kies- und Sandsorten. Diese Nutzung erfolgte zunachst
ausschlie3lich im Rahmen der genehmigungsfreien Baustelleneinrichtung fir den zum
damaligen Zeitpunkt stattfindenden Um- und Neubau des Kéthener Kreiskrankenhauses. Im
Zuge dieser Nutzung beantragte der Betreiber die Baugenehmigung fir eine tber die
Baustelleneinrichtung hinausgehende Nutzung der genannten Anlagen. Inhalt sollte damit
nicht mehr allein die Herstellung von Beton und die Verarbeitung und Lagerung von
Baustoffen aus dem Krankenhausbau sein, sondern ebenso die Ver- und Entsorgung
anderer Baustellen in der Umgebung mit Beton und Baustellenabféllen. Somit sollte eine
gewerbliche Nutzung stattfinden.

Planungsrechtlich ist die dauerhafte gewerbliche Nutzung zu den o. g. Zwecken an dem
Standort nicht zulassig. Das betreffende Grundstiick befindet sich im so genannten
AulRenbereich und ist dementsprechend gemaf § 35 Baugesetzbuch (BauGB) zu bewerten.
Bei dem Vorhaben handelt es sich nicht um ein privilegiertes Bauvorhaben im Auf3enbereich
gemal § 35 Abs. 1 BauGB (Landwirtschaft, Gartnerei, Windkraftanlage, Biogasanlage
usw.).

Sonstige Vorhaben (8 35 Abs. 2 und 3 BauGB) sind im Auf3enbereich nur sehr
eingeschrankt zulassig. Diese Vorhaben dirfen 6ffentliche Belange nicht bertihren.

Zitat aus § 35 Abs. BauGB:
"Eine Beeintrachtigung 6ffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben...

3. schadliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder ihnen ausgesetzt wird,

4. unwirtschaftliche Aufwendungen fur Straen oder andere Verkehrseinrichtungen, fur
Anlagen der Versorgung oder Entsorgung, fur die Sicherheit oder Gesundheit oder
fur sonstige Aufgaben erfordert,

5. Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des
Denkmalschutzes oder die natirliche Eigenart der Landschaft und ihren Erholungswert
beeintrachtigt oder das Orts- und Landschaftsbild verunstaltet..."

Hinsichtlich der drei zitierten Kriterien werden 6ffentliche Belange beruhrt.

Darlber hinaus liegt die weitere, im § 35 Abs. 2 BauGB geforderte
Zulassigkeitsvoraussetzung -gesicherte ErschlielBung- nicht vor. Die Zeppelinstral3e ist fur
den Uberwiegend durch Schwerlasttransporte erfolgenden Zu- und Abgangsverkehr des
Gewerbebetriebes nicht geeignet. Die Strale ist flr derartige Belastungen nicht ausgelegt.

Eine planungsrechtliche Zulassigkeit ist auch als sonstiges Vorhaben nach § 35 Abs. 2
BauGB nicht gegeben. Der im Jahr 2009 gestellte Bauantrag war abzulehnen.

Da jedoch anzunehmen war, dass durch die gewerbliche Nutzung keine Gbermafig héheren
Beeintrachtigungen wahrend der gleichzeitigen Nutzung der Flachen im Rahmen der
genehmigungsfreien Baustelleneinrichtung fur das Krankenhaus (voraussichtliche Dauer bis
Ende 2013) erfolgen werden, wurde dem Betreiber fiir den Zeitraum der geplanten Dauer



des Krankenhausbaus (bis Ende 2013) die gleichzeitige gewerbliche Nutzung gestattet.
Diese Gestattung erfolgte in Form eines 6ffentlich-rechtlichen Vertrages, in welchem die
Stadt eine Duldung der gewerblichen Nutzung bis Ende 2013 aussprach und sich der
Betreiber im Gegenzug dazu verpflichtete, die Nutzung nur bis zu diesem Zeitpunkt
durchzufiihren und das Grundstuick anschliel3end zu berdumen.

Aufgrund von Abstimmungen und Gesprachen zwischen dem Betreiber und der Stadt,
welche die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die dauerhafte
gewerbliche Nutzung am Standort ZeppelinstraRe 16 zum Inhalt hatten, wurde der Vertrag
Uber den urspriinglich angedachten Zeitraum hinaus erstmalig bis zum 31.12.2015 und
letztmalig bis zum 31.12.2018 (Anlage 3) verlangert.

Wahrend des Betreibens der Flachen wurde festgestellt, dass aufgrund der Nutzung des
Transportbetonwerkes, der Brecher- und Siebanlage und der Schuttgiterflachen eine
Mengenanzahl diverser nicht gefahrlicher Stoffe erreicht wurde, welche eine Genehmigung
nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) erforderlich machten. Die
Genehmigung hierzu wurde zwar seitens des Landkreises Anhalt-Bitterfeld erteilt, jedoch
aufgrund der o. g. Vertragsverlangerungen ebenso nur befristet erstmalig bis Ende 2015 und
aktuell bis zum Ende diesen Jahres.

Der Stadt Kéthen (Anhalt) obliegt die stadtplanerische Aufgabe, eine geordnete
stadtebauliche Entwicklung fiir das Gebiet des ehemaligen Flugplatzes zu schaffen. Die
Planungspflicht ergibt sich, wenn qualifizierte stadtebauliche Griinde von besonderem
Gewicht vorliegen. § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB legt neben der Planungsbefugnis eine
Planungspflicht der Kommune fest. Die Vorschrift steht dabei in engen Zusammenhang mit
derin 8 1 Abs. 1 BauGB allgemein umrissenen Planungsaufgabe; er macht den
PlanméaRigkeitsgrundsatz des Stadtebaurechts zum verpflichtenden Rechtssatz fir die
Gemeinde. Dieser Zusammenhang wird dadurch unterstrichen, dass die in Absatz 1
vorausgesetzten stadtebaulichen Ziele, namlich das Entwicklungs- und das Ordnungsziel,
benannt werden.

Der Standort ist im Flachennutzungsplan als gewerbliche Bauflache dargestellt. Einen
wirksamen Bebauungsplan gibt es nicht. Der Betrieb liegt im AuRenbereich nach § 35
BauGB. Es handelt sich nicht um eine gewachsene Industrienutzung.

Die Stadt erarbeitet aktuell eine stadtebauliche Konzeption, welche zum Ziel hat, eine
geordnete stadtebauliche Entwicklung im 0. g. Sinn zu erméglichen. In einer Potential- und
Defizitanalyse wurde festgestellt, dass durch Emissionen, ausgehend von der
Betonbrecheranlage, erhebliche Auswirkungen auf die umgebende Bebauung zu
verzeichnen sind. Im Sinne der Eruierung der Entwicklungsmdglichkeiten u. a. der
Nachbarschaften des benannten Grundstiicks, wurde festgestellt, dass bei einer
Verstetigung der derzeitigen Nutzungen als Industrieflache eine konfliktfreie Nutzung der
Bestandsgebaude oder neue Nutzungen in der Nachbarschaft in Zukunft nicht moglich sein
wurde. Es kann von einer erheblichen Hemmung ausgegangen werden. Eine Verstetigung
der aktuellen Nutzung (als faktisches Industriegebiet gemaR § 9 BauNVO) misste in einem
aufzustellenden Bebauungsplan planungsrechtlich geregelt werden. Hierbei ergibt sich aus
den Abwagungsgrundsatzen, dass sich Pflichten fiir bestimmte Festsetzungen ergeben,
etwa aus dem Gebot der Konfliktbewdltigung. Allein die zu prifenden
immissionsschutzrechtlichen Belange (Umweltprifung), wie Larm oder Feinstaub missten
entsprechend den Abwagungsgrundséatzen mit der benachbarten Wohnnutzung sowie
Mischgebietsnutzung in Einklang gebracht werden. Es ist bereits nach heutiger
Einschatzung davon auszugehen, dass ohne aktive Immissionsschutzmaflinahmen keine
Konfliktbewaltigung herzustellen sein wird, da auf dem Gebiet der Recyclinganlage derzeit
die héchsten planungsrechtlich zuldssigen Immissionswerte gegeniber einer



Nachbarbebauung erreicht werden.

Die derzeitig in einem Leitbild diskutierten aber bereits gefestigten Entwicklungsziele sehen
eine gewerbliche Nutzung (GE) sowie Mischgebietsnutzung (MI) fir alle vakanten Flachen
vor. Hierbei spielt der planerische Grundsatz vom Gebot der Riicksichtnahme fiir die
Benennung der Entwicklungsziele eine ausschlaggebende Rolle. Nur so lassen sich auch
weitere gewerbliche Betriebe im Zuge des Ausbaus der B6N ansiedeln. Dahingehend soll in
der derzeitigen Gemengelage ein Nebeneinander von Industrieflachen nicht zum Nachteil
der Bestandsnutzer als auch zukinftigen Nutzer werden. Es ist aus der Erfahrung bei der
Vermarktung gewerblicher Bauflachen davon auszugehen, dass ein in seinen
Festsetzungen ,restriktiver” Bebauungsplan (bspw. durch Herstellung eines aktiven
Larmschutzes) wodurch héhere Entwicklungskosten einhergingen, nicht positiv gewertet
wirde.

Die Stadt Kéthen (Anhalt) verfligt im Gewerbegebiet Ost Uber ausreichend erschlossene
und planungsrechtlich gesicherte Industrieflachen (Gl), die der Betreiber zum Zweck des
Weiterbetriebs seines Gewerbes erwerben kann.

Da somit das Vorhaben eine planerische Entwicklung des Geldndes des ehemaligen
Flugplatzgelandes entlang der Zeppelinstral3e verhindert, ist die erneute Verlangerung des
offentlich-rechtlichen Vertrages nicht statthaft. Mit Ablauf des 31.12.2018 lauft demzufolge
sowohl die Duldung durch die Stadt als auch die BImSch-Genehmigung des Landkreises
aus und der Betreiber ist verpflichtet, das Grundstiicks zu berdumen und mithin samtliche
(baulichen) Anlagen, Maschinen, Schuttgiterflachen usw. von dem Grundstlick zu
entfernen.

Fur den Betreiber bestehen kein Rechtsanspruch und ebenfalls kein Vertrauenstatbestand
darauf, dass er die gewerbliche Nutzung tber den 31.12.2018 hinaus weiterhin durchfihren
darf. Da sich der Betreiber in dem 6ffentlich-rechtlichen Vertrag ausdricklich hierzu
verpflichtet, ist das Verlangen zur Berdaumung der Flachen auch nicht unverhaltnisméagig.

Uber die Nutzung des in der Anlage 1 dargestellten Bereiches fiir die gewerbliche Nutzung
hat sich der Betreiber zudem mittlerweile auch in nérdliche Richtung ausgebreitet und nutzt
hier eine nicht geringe Flache als Lagerplatz (Anlage 4). Diese Nutzung ist bisher weder im
Zuge einer BImSch-Genehmigung noch einer Baugenehmigung legalisiert worden. Auch
hier hat eine Berdumung zu erfolgen.

Entsprechend der vorangestellten Ausfihrungen ist eine erneute Verlangerung des
offentlich-rechtlichen Vertrages zur Duldung der gewerblichen Nutzung am Standort
ZeppelinstralRe 16 nicht moglich. Der Betreiber hat somit die Nutzung zum 31.12.2018
einzustellen und die Flachen zu berdumen. Sollte er seiner Verpflichtung aus dem offentlich-
rechtlichen Vertrag nicht nachkommen, wird er neben der Zwangsgeldzahlung auch mit der
Anordnung einer Nutzungsuntersagung und Versiegelung des Betriebssandortes zu rechnen
haben.



Anlagel-Lageplan.pdf Anlage2-Ubersichtsplan.pdf Anlage3-Vertrag.pdf

Anlage4-Luftbild.pdf
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage1-Lageplan.pdf
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage2-Übersichtsplan.pdf


Anlage 3

Offentlich-rechtlicher Vertrag

zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt)
MarktstraBe 1-3
06366 Kothen (Anhalt)

vertreten durch den Oberbiirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt)
Herrn Kurt- Jiirgen Zander
im Folgenden Stadt Kéthen(Anhalt) genannt

und der Firma Beton- und Recycling GmbH Bad Diiben
vertreten durch
Herrn Rudolf Schéfer
geschaftsanséssig
Schmiedeberger Stralle 70
04849 Bad Duben
im Folgenden Bauherrin genannt

Uber die Duldung der nicht baugenehmigungsfahigen gewerblichen Nutzung eines
Transportbetonwerkes mit Schuttgliterflichen und einer Anlage zur sonstigen
Behandlung (Brecher- und Siebanlage) von nicht gefahrlichen Abféllen, auf die die
Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes Anwendung finden, mit
einer Durchsatzleistung von 400 Tonnen /Tag sowie einer Anlage zur zeitweiligen
Lagerung von nicht gefahrlichen Abfallen, auf die die Vorschriften des
Kreislaufwirtschafts- und  Abfallgesetzes Anwendung finden, mit einer
Gesamtlagerkapazitat von 30.000 Tonnen (AZ: 66.19-4000/08/1-09/13, LK Anhalt-
Bitterfeld) auf den Grundstiicken der

Gemarkung: Kéthen
Flur: 23
Flurstiicke: 1109 und 1077 (Zeppelinstrale - ehemaliger Militérflugplatz)

Auf der Grundlage der §§ 54 — 61 Verwaltungsverfahrensgesetz (VWV{G) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.Januar2003 (BGBL1 S.102) zuletzt
geandert durch Gesetz vom 25.07.2013 (BGBI. | S. 2749) schlieBen die
Vertragsparteien folgenden offentlich-rechtlichen Vertrag:

§1

Gegenstand dieses Vertrages ist einerseits der Ruckbau des auf den Flurstlcken
1109 und 1077, der Flur 23 in der Gemarkung Kéthen aufgestellten
Transportbetonwerkes (Typ Stetter Mobil-Betonmischaniage 588 M2,25-TZ) sowie
der sonstigen Anlagen und Schuttgtterflachen fur Kiese, Sande und Aushubmassen
welche im Rahmen der gewerblichen Nutzung an diesem Standort derzeit nicht
baugenehmigungsfahig sind und andererseits die Duldung der Nutzung bis zu dem
im § 2 genannten Riickbautermin.

§2





Die Bauherrin verpflichtet sich, die gewerbliche Nutzung auf den unter § 1 genannten
Flachen bis spatestens 31.12.2018 einzustellen und die mobile Betonmischanlage
und die Schittgiterflachen sowie die sonstigen zur Ausiibung des gewerblichen
Betriebes erforderlichen errichteten Anlagen vollstandig zu entfernen.

§3

Die Stadt Kéthen (Anhalt) verpflichtet sich, die in § 2 bezeichnete Nutzung bis zum
Ablauf des 31.12.2018 zu dulden. Die Duldungspflicht nach § 3 Satz 1 steht unter der
aufschiebenden Bedingung, dass die Bauherrin ihrer Pflicht aus § 2 vollstandig
nachgekommen ist.

§4

Die Bauherrin unterwirft sich gemafl § 61 VwVfG LSA der sofortigen Vollstreckung
aus diesem 6&ffentlich-rechtlichen Vertrag.

§5

Fur den Fall, dass die Bauherrin ihrer Verpflichtung aus § 2 dieses Vertrages nicht
termingerecht nachkommt, wird als Zwangsmittel ein Zwangsgeld gemal § 61 (2)
VWVFG i. V. m. §§ 71 und 73 Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (VWVG LSA) vom 23. Juni 1994 (GVBI. LSA S. 710), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 13. November 2014 (GVBI. LSA S. 446) i. V. m. §§ 53,
56 und 59 des Gesetzes Uber die ¢ffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes
Sachsen-Anhalt (SOG LSA) vom 23. September 2003 (GVBI. LSA S. 214) zuletzt
geandert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA S. 288, 340) in
Hoéhe von 5.000,00 € angedroht.

Kéthen(Anhalt), /406 2045 Bad Diben, (/oo 5 OS, J00S

-——7 L / f/{//(_ ; ]
/ K eoloflf . o=
Kurt- Jurgen Zander ~ Rudolf ScHafer
Oberburgermeister Lownen }jﬁ;@\teschaftsfuhrer
O =] 2= Beton und Recycling
55 2 )\ GrobH Bad Diben
| ¥ | Recyclinganlage
/ Schimiedeberger Strafle
P4 04849 Bad Diben

Tel. (054243) 3340 » Fax 32414









Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage3-Vertrag.pdf
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Gemarkung: Kéthen Flst: 023-01109/000
Ort: Kothen (Anhalt), Stadt

Str.: Zeppelinstral3e Blatt: 1
ALK 1/ 2011)/[DOP 1/ 2011] © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) /
A18/1-6024654/2011 Datum: 17.05.2018 Massstab: 1:5000
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